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Fo. 11409 Bekanntmachung eines Praͤkluſivtermins für die Penſionsgeſuche der vormals 
2 in Herzoglich⸗Warſchauiſchen Dienſten geſtandenen Offiziete. Vom gten 
April 1828. i 


7* 


7 
8 


Fer 4 4 


—— es Königs Majeſtät haben durch die eingegangenen vielfältigen Geſuche der 
vormals in Herzoglich⸗Watſchauiſchen Dienften geſtandenen Offiziere um Penſion, 
Sich bewogen gefunden, die Angelegenheit einer forgfältigen Pruͤfung zu unter⸗ 
werfen, und danach müttelſt einer an das Staatsminiſterium erlaſſenen Aller⸗ 
hoͤchſten Kabinetsorder vom 21ſten Februar 1828., bei definitiver Feſtſtellung 
der Grundſaͤtze für eine dem vertragsmaͤßigen Verhaͤltniſſe entſprechende Behand⸗ 
lung dieſer Offiziere, zur Anmeldung aller, hierher gehörenden Anſpruͤche einen 
Praͤkluſivtermin von ſechs Mo naten feſtzuſetzen. 5 
Das Staatsminiſterium, init der Anordnung dieſer Maaßregel zur end⸗ 
lichen Beſeitigung von allen und jeden dergleichen Antraͤgen beauftragt, macht 
dieſelbe mit dem Bemerken bekannt, daß nach den feſtgeſtellten Grundſaͤtzen zur 
Reklamation einer Penſion im Allgemeinen nur die Klaſſe folcher Offiziere ver⸗ 
ſtattet iſt, welche bis zur Beſitznahme des Großherzogthums Poſen (oder bis 
zum 1ſten Juni 1815.) ein Reformgehalt aus Herzoglich⸗ Warſchauiſchen 
Kaſſen erweislich entweder wirklich bezogen haben, oder in Gemaͤßheit der bei 
Reorganiſation der Polniſchen Armee oder bereits fruͤher uͤber fie ergangenen 
Verfuͤgungen doch haͤtten beziehen ſollen, und dabei am iſten Juni 1845. 
in der Provinz Poſen vorgefunden und geblieben ſind, oder vor dem 22ſten 
Mai 1819. (als dem Tage des Abſchluſſes der Konvention zwiſchen Preußen und 
Rußland in Betreff der Forderungen zwiſchen Preußen und dem Koͤnigreiche 
Jahrgang 1828. No. 7. — Go. 11400 J Polen, 
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Polen, und der damit verwandten Angelegenheiten) ihren bleibenden Aufenthalt 


* 


im Umfange des dieſſeitigen Gebiets genommen haben. Die dies faͤlligen Rekla⸗ 


manten muͤſſen bei Anmeldung ihrer Anfprüche ſich legitimiren: durch voll⸗ 


fländige Nachweiſung ihrer Militairdienſt⸗Carriere nach beiliegendem Schema, 
durch das Soldbuch, womit jeder Warſchauiſche Militair verſehen ſeyn mußte, 
oder, Falls daſſelbe verloren gegangen ſeyn ſollte, durch Vorlegung des Original⸗ 


Dekrets oder der Urkunde wegen Beziehung des Reformgehalts, und endlich 


durch ein, von der betreffenden Regierung beſcheinigtes Atteſt der landraͤthlichen 
Behoͤrde uͤber den Zeitpunkt, von welchem ab die Offiziere ihren bleibenden 


Aufenthalt im Großherzogthum Poſen gehabt haben. 


Solche Offiziere dagegen, welche unter der Herzoglich⸗Warſchauiſchen 


Regierung weder ein Reformgehalt oder eine Penſion ausgeſetzt, noch ein 
beſtimmtes Anrecht auf eine Beguͤnſtigung von Seiten des Staats zugeſichert 


erhalten haben, koͤnnen, in ſofern ſie ebenfalls am 22ſten Mai 1819. im dies⸗ 
ſeitigen Gebiete geweſen ſind, bloß in dem Falle zur Penſionirung beruͤckſichtigt 
werden, wenn fie gehörig nachzuweiſen vermoͤgen, daß ihnen, ihren Verhaͤlt⸗ 
niſſen zur Zeit der Aufloͤſung des Herzogthums Warſchau nach, deſſen Ver⸗ 
faſſungsgrundſaͤtzen gemäß, abfeiten der Regierung eine Penſion unfehlbar zu Theil 


geworden ſeyn wuͤrde. 


Die Pruͤfung der Reklamationen ſoll durch das Kriegsminiſterium, die 


Feſtſetzung der Anſpruͤche felbft aber Seitens des Letztern unter Konkurrenz des 


Finanzminiſteriums, erfolgen. Die Zahlung der anerkannten Ruͤckſtandsfor⸗ 
derungen geſchieht in Staatsſchuldſcheinen nach dem Nennwerthe. i 


Es werden nun alle diejenigen vormals Herzoglich⸗Warſchauiſchen 
Offiziere, welche nach den vorſtehenden Allerhoͤchſten Beſtimmungen einen An⸗ 
ſpruch auf Penſion begruͤnden zu koͤnnen glauben und entweder dieſerhalb noch 
nicht eingekommen ſind, oder die im Obigen vorgeſchriebene Legitimation nicht 
genuͤgend gefuͤhrt haben, hierdurch aufgefordert, innerhalb der geſetzten praͤklu⸗ 
ſtwiſchen Friſt von 6 Monaten, vom Dato der erfolgten Einruͤckung dieſer Be⸗ 
kanntmachung in die oͤffentlichen Blaͤtter an gerechnet, ihre etwanigen Anſpruͤche 
anzumelden und darzuthun, da nach Ablauf dieſes Termins das Verfahren 
geſchloſſen wird, und dann, in Gemäßheit des Allerhoͤchſten Befehls, auf 
ſpaͤter eingehende Geſuche unter keinen Umſtaͤnden mehr Ruͤckſicht genommen 
werden kann. i 7 254 f f 1 
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Die hierbei Betheiligten haben ſich zunaͤchſt an das General⸗Kommando 
des 5ten Armee-Corps in Poſen zu wenden, welches veranlaßt iſt, die Ein⸗ 


gaben zur Einſendung an das Kriegsminiſterium zu ſammeln. 


Auf die von verſchiedenen Bittſtellern ſchon eingereichten Anträge, woruͤber 
der Beſchluß ſeither ausgeſetzt geblieben iſt, wird gegenwaͤrtig nach der von 
Sr. Majeftät gegebenen allgemeinen Entſcheidung das Weitere verfügt werden. 


Berlin, den Yen April 1828. 
Königliches Staatsminiſterium. 


Freiherr v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. 


N Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Danckelman. v. Motz. 
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e Beck e hee e 
1) Charge. 5 
2) Vor⸗ und Zunamen. 
3) Truppentheil, wo derſelbe zuletzt geſtanden. 
A) Dienſteintritt und vollſtaͤndiger Verfolg der Militair⸗Carriere. 
5) Ob und bei welcher Gelegenheit derſelbe verwundet geweſen, und ob 
derſelbe im Beſitz von Ehrenzeichen iſt. 5 
6) Ob und welches Reformgehalt derſelbe, imgleichen von wo ab und 
bis wohin er ſolches bezog, oder, wenn er. ein ſolches nicht ſchon 
wirklich bezogen hatte, durch welche beſondere oder allgemeine Ver⸗ 
fuͤgung des Herzoglich⸗Warſchauiſchen Gouvernements er daſſelbe, und 
in welchem Betrag, zu begruͤnden vermeint. 
7) Tag, an welchem derſelbe ſeinen Aufenthalt im dieſſeitigen Gebiet 
genommen hat. = 


